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VOM BAUGESUCH ZUR BAUBEWILLIGUNG

STAND Juli 2004


Eingesehen das kommunale Baureglement, das kantonale Baugesetz 

vom 04. September 2003 und die kantonale Bauverordnung vom 07. April 2004

Ablauf für ein Baugesuch  in der Bauzone,  der Maiensäss-, Weiler- und Erhaltungszonen, 

woselbst die Gemeinde die zuständige Baubewilligungsbehörde ist:

· Kontaktnahme mit Gemeinde

- Vorschriften, Richtlinien, Gesetze

- Baugesuchsformulare

- Leitungen für elektrischen Netzanschluss, für Trinkwasser, Oberflächenwasser und Abwasser

- Anzahl Baudossiers etc.

- siehe Formular Baueingabe - Unterlagen

- evtl. Empfehlung bei Problemfällen für die Hinterlegung einer Voranfrage

· Baugesuchsarten

- normales Baugesuch für Neu-, Um- und Anbauten, Zweckänderungen, Stützmauern und

  Zäune, Reklamen, Dach- und Fassadenrenovationen, Abgrabungen, Aufschüttungen etc.

- Baugesuch inkl. Gesuch für ein Patent (A-I) oder eine Bewilligung (K-P)

- Baugesuch für einen Stallneubau

- Baugesuch mit einer UVP (z.B. für Parkhäuser > 300 Parkplätze, Geschäfte > 5000 m2)

· Abgabe des normalen Baugesuches bei der Gemeinde

- kantonale und kommunale (evtl.) Baugesuchsformulare

- Pläne für Situation, Grundrisse, Schnitte, Fassaden und Umgebung

- Oeltankgesuch mit Situation und Ausführungsplan

- Trinkwasser-, Oberflächenwasser- und Abwassergesuch mit Situationsplänen / 

  für Oberflächenwasser inkl. Detailplan mit Versickerungschacht

- Gesuch für elektrischen Netzanschluss mit Situation und Grundrissen und evtl. Auflistung 

  der Geschäfte bzw. Betriebe

- Zivilschutzdossier bzw. Gesuch für Abgeltung der erforderlichen Plätze

- Grundbuchauszug inkl. allfälligen vollständigen Dienstbarkeitsverträgen 

- Nachweis der wärmetechnischen Eigenschaften der Gebäudehülle, Formular E1
- Nachweis der Heizungs- und/oder Warmwasseranlagen, Formular E3
- Nachweis des umbauten Raumes (Kubikmeterberechnung / SIA)

- Nachweis der anrechenbaren Bruttogeschossfläche
- Nachweis/Konzept über Berücksichtigung eines genügenden Erdbebenwiderstandes bei Neu-
  und Umbauten ab 3 Stockwerken und ind. Arbeitshallen (siehe Art. 36 und 42 Bauverordnung)

- Formulare und Planunterlagen für ein allfälliges Patent (A-I) oder eine Bewilligung (K-P)

· kurzfristige Prüfung des Gesuches auf Vollständigkeit bei der Hinterlegung
siehe Formular Vollständigkeitsprüfung

Unvollständige Baueingaben sind nicht zu publizieren und von den Bauherrschaften sind umgehend die fehlenden Unterlagen nachzuverlangen.

· Kontrolle des Baugespannes

Die korrekte Aufstellung ist vor der Ausschreibung zu prüfen.

· Ausschreibung des Baugesuches

- Amtsblatt des Kantons Wallis,

- Anschläge der Gemeinde und evtl. Publikation in der Lokalpresse

· Vernehmlassungsfrist für ein normales Baugesuch 10 Tage

· Entscheid für Einholung der kant. Stellungnahmen über das kant. Bausekretariat – KBS

- Dienststelle für Strassen- und Flussbau (inkl. Fachstelle für Geologie)

- Sektion Nationalstrassen Oberwallis

- Verwaltungs- und Rechtsdienst, Departement Verkehr, Bau und Umwelt

- Dienststelle für Raumplanung

- kantonales Amt für Feuerwesen

- kantonales Amt für Zivilschutz

- Dienststelle für Umweltschutz

- Dienststelle für Hochbau, Denkmalpflege und Archäologie

- Dienststelle für Industrie, Handel und Arbeit

- Dienststelle für Wald und Landschaft

- Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Dienstverhältnisse

- Dienststelle für Energie

- usw.

· Bei Einsprachen: Einspracheverhandlung und Verfassen Verhandlungsprotokoll

· Behandlung des Gesuches durch Baukommission und Gemeinderat

· Entscheid durch Gemeinderat in Kenntnis der eingeholten kantonalen Stellungnahmen

· Erlass der Baubewilligung mit den Schwerpunkten

- Formelles und Prozedur

- Sachverhalt

- Rechtliches

- Kosten

- Verfügung  inkl. den Auflagen der Gemeinde und der kantonalen Dienststellen
- Rechtsmittelbelehrung

· Gemeinde behält von den bewilligten Unterlagen einen kompletten Plansatz und schickt den Rest an die Bauherrschaft zurück.

· Zustellung Baubewilligung an

- Gesuchsteller inkl. abgestempelten Baugesuchsunterlagen und Baubewilligungsgebühren-

  rechnung von Kanton (evtl., d.h. sofern kant. Vormeinungen eingeholt wurden) und

  Gemeinde (gemäss Gebührentarif für Baukosten, Ausschreibung, Sitzungen, Ortsschauen, 

  Kontrollen, Altstadtkommission, Aufnahmen durch Geometer usw.) 

- Planverfasser (evtl.)

- kantonale Baukommission

- Einsprecher (evtl.)

- Sicherheitsbeauftragten der Gemeinde (Zivilschutz/Feuerwehr/Oeltank)

- Ressort öffentliche Arbeiten (evtl.)

- Ressort Handel, Industrie, Gewerbe und Arbeit (evtl.)

· Führung des Ausnützungsregisters:
Verzeichnis der beanspruchten Landflächen in der Bauzone
Verzeichnis der Nutzungsübertragungen in der Bauzone

· Klassierung aller Baubewilligungen von Gemeinde und Kanton pro Jahr in einem Ordner

· Zustellung des feuerpolizeilichen Rapportes über die zu treffenden Brandschutzmassnahmen gemäss Verteiler 

· Zustellung der Oeltankbewilligung (evtl., je nach Heizungsart)

· Zustellung des Dossiers für den elektr. Netz-Anschluss an das entspr. Elektrizitätswerk

· Zustellung der Bewilligung für Trinkwasser, Oberflächenwasser und Abwasser
· Zuweisung einer Hausnummer für die Neubaute (Informierung gemäss Verteiler)

· Erfassung der Baute für die künftige Katastereinschätzung (siehe Dossierformulare)

· Rechtsmittelweg – Beschwerdeverfahren
Baubeschwerde an den Staatsrat

Gegen die Baubewilligung kann innert 30 Tagen nach Erhalt Baubeschwerde an den Staatsrat eingereicht werden. Die Baubeschwerde hat keine aufschiebende Wirkung; diese kann jedoch von Amtes wegen oder auf Gesuch hin angeordnet werden.

Gesuch um aufschiebende Wirkung

Das Gesuch um aufschiebende Wirkung ist innert der Frist von 10 Tagen zu stellen. Bis zur rechtskräftigen Erledigung des Gesuches betreffend die aufschiebende Wirkung darf mit den Bauarbeiten nicht begonnen werden.

Verwaltungsgericht (Öffentlich-rechtliche Abteilung beim Kantonsgericht)

Der Entscheid des Staatsrates kann innert 30 Tagen nach Erhalt an das Verwaltungs-gericht (Öffentlich-rechtliche Abteilung beim Kantonsgericht) weitergezogen werden.

Bundesgericht

Gegen den Verwaltungsgerichtsentscheid kann mittels staatsrechtlicher oder verwal-tungsrechtlicher Beschwerde innert 30 Tagen an das Bundesgericht gelangt werden.

· Baubeginn

Wenn  k e i n e  Einsprachen vorliegen, 

kann mit den Bauarbeiten begonnen werden, 

sofern die allenfalls vor Baubeginn beizubringenden Sonderbewilligungen 

(z.B. Sonderbewilligung des Bundesamtes für Strassen bezüglich der Baulinie der A9, Rodungsbewilligung usw.) rechtskräftig vorliegen.

Wenn Einsprachen vorliegen, 

1. innert der Frist von zehn Tagen nach Eröffnung der Baubewilligung, sofern die aufschiebende Wirkung nicht von Amtes wegen angeordnet oder kein Gesuch um Gewährung der aufschiebenden Wirkung gestellt wurde;


2. im Falle der Anordnung der aufschiebenden Wirkung, nach rechtskräftiger Erledigung der von Amtes wegen oder auf Gesuch hin angeordneten aufschiebenden Wirkung.

· Ueberwachung der Baute durch die Gemeinde

- Anschlag der Baubewilligung auf der Baustelle ab Baubeginn bis Bauende

- Schnurgerüstkontrolle

- Niveaukontrolle (Hanglage usw.)

- Kontrollen des Sicherheitsbeauftragten der Gemeinde für:

  - Oeltankanlage, 

  - feuerpolizeiliche Massnahmen, 

  - Oelabscheider (evtl.), 

  - Zivilschutzraum (evtl.)

- Abnahme Anschlussleitungen für Trinkwasser, Abwasser und Oberflächenwasser, 

- Abnahme bzw. Kontrolle Wässerwasserleitungen (evtl.), Meldungen an Geteilschaften

- Grabarbeiten im öffentlichen Grund (Strassen, Trottoir, Plätze etc.)

- Rechnung für Abgeltung Zivilschutzplätze (evtl.)

- Rechnung für Miete Gemeindeboden (evtl.)

- Rechnung für Parkplatzabgeltungen (evtl.)

- Endnahme (Kontrolle Nutzungsarten/Zweckbestimmungen)

· Meldungen bei Bauende bzw. jeweils im Herbst 

- an Geometer für Aufnahme Gebäude (Nachführung Grundbuchpläne)

- an Schatzungskommission bzw. Registerhalter für Vornahme der Katastereinschätzung und

  Durchführung der entsprechenden Anschlussarbeiten (Meldung an kantonale Kommission für

  Katastertaxen, Eröffnung der Katasterschatzung an Bauherrschaften bzw. Eigentümer, 

  Nachführung der Parzellen- und Eigentümerkarten usw. 

- an Buchhaltung für Erhebung der Anschlussgebühren für Trinkwasser und Abwasser

- an Brunnenmeister/Installateur für Einbau Wasserzähler
- an zuständige Stelle für Eröffnung Trinkwasser- und Abwasser-Abonnement
- an Steuerverwaltung für Eröffnung Kehricht-Abonnement für Eigentümer, Geschäfte,

  Ferienwohnungen, Studios usw., ausgenommen Gemeinde mit Kehrichtsackgebühr

- an Bau- und Wohnbaustatistik / Eidgenössisches Gebäude- und Wohnungsregister. Der 

  Fragebogen ist für jeden fertiggestellten Neubau, Umbau und für jeden Abbruch im Rahmen

  der jährlichen Bau- und Wohnbaustatistik per 31.12. auszufüllen.

- an kantonale Baukommission für Bauten ausserhalb der Bauzone
· Falls beim Bauvorhaben ebenfalls ein Patent (A-I) bzw. eine Bewilligung (K-P), d.h. 

- ein Gesuch um Bewilligung für einen neuen Betrieb, 

- ein Gesuch um eine wesentliche Erweiterung eines bestehenden Betriebes oder 

- ein Gesuch um Patentzusicherung auf Räumlichkeiten eines neuen Betriebes 
  (Aenderung der Patentart)

vorgesehen ist, sind die dafür von Fall zu Fall vorgesehenen Unterlagen (Formulare, Bestätigungen aller Art, Planunterlagen etc.) zu hinterlegen und es ist die koordinierte Ausschreibung gleichzeitig mit dem Baugesuch während 30 Tagen durchzuführen.

Bau- und Patentgesuch sind gleichzeitig im Gemeinderat zu behandeln und auch der entsprechende Entscheid hierüber ist gleichzeitig zu erlassen und zuzustellen.

Im übrigen wird auf den vorgenannten Verwaltungsablauf des normalen Baugesuches verwiesen.

· Baugesuch für einen Stallneubau

Separates Verfahren in Absprache mit der kantonalen Dienststelle für Landwirtschaft bzw. dem Meliorationsamt.

Im übrigen wird auf den vorgenannten Verwaltungsablauf des normalen Baugesuches verwiesen.

· Baugesuche mit einer UVP

Separates Verfahren gemäss der Umweltschutzgesetzgebung

Die kantonale Dienststelle für Umweltschutz ist die Umweltschutzfachstelle.

Im übrigen wird auf den vorgenannten Verwaltungsablauf des normalen Baugesuches verwiesen.

· Baugesuche der Gemeinde und Baugesuche ausserhalb der Bauzone
Die Baubewilligungsbehörde 

- für Baugesuche, bei denen die Gemeinde Bauherrin oder Partei ist und 

- für Baugesuche ausserhalb der Bauzone

ist die kantonale Baukommission.

Diese Baugesuche werden nach Ablauf der Einsprachefrist mit der Stellungnahme der Gemeinde, dem Brandschutzbericht und den allfälligen Einsprachen an die kantonale Baukommission zur Weiterbehandlung und zum alsbaldigen Erlass des Entscheides zugestellt. 

Die Abrechnung der kommunalen Baubewilligungsgebühren ist nach Erhalt des Entscheides der kantonalen Baukommission zu machen. 

Die übrigen Verwaltungsabläufe sind selbstverständlich identisch mit den bewilligten Projekten in der Bauzone.

Falls bei der Ueberwachung der jeweiligen Baute Abänderungen festgestellt werden, sind diese der kantonalen Baukommission zu melden.

Ebenfalls über das Bauende ist die kantonalen Baukommission zu informieren.
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